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durchsetzen konnten, einklagen kön-
nen. Die Folge: Deutschland hinkt beim
Ausbau seiner Infrastruktur hinterher.
Das schadet dem Wirtschaftsstandort.
Das ist für ein Land in Mittellage ein
großes Defizit. HANS LAFRENZ, HAMBURG

Sein oder Nichtsein
Zu: „Die neuen Schlafwandler“
vom 30. Dezember
Aus meiner Sicht gibt es einen Main-
stream gegen Russland. Ich stimme
Herrn Stürmers Aussage zu, dass die
Nato-Osterweiterung für Moskau eine
Frage von Sein oder Nichtsein ist. Ich
habe das Gefühl, dass Russland nicht
ernst genommen wird als gleichberech-
tigter Partner.  VOLKER PRAEDEL, PER MAIL

LESERBRIEFE 
Beschleunigen
Zu: „Plan für Bahn-Schnell-
strecke spaltet Umweltschützer“
vom 3. Januar
Früher behinderte die begrenzte Ver-
fügbarkeit der Mittel, heute behindert
eine ausufernde Bürokratie die Reali-
sierung notwendiger Projekte. Die
aufgeblähten Planverfahren sind Pro-
dukte jener Politiker, die heute den
hohen Zeitaufwand beklagen. Ihnen
fehlt der Mut, den sie zur Beschleuni-
gung des Aufbaus Ost mit den Erleich-
terungsgesetzen zeigten. Es ist grotesk,
dass an allen Verfahrensschritten betei-
ligte sogenannte Träger Öffentlicher
Belange nach der Planfeststellung vor
Gericht ihre Position, die sie bei der
Abwägung der Zielkonflikte nicht

Ihre Post an: DIE WELT, Brieffach 2410, 10888 Berlin, Fax: (030) 2591-71606, E-Mail: forum@welt.de
Leserbriefe geben die Meinung unserer Leser wieder, nicht die der Redaktion. Wir freuen uns über jede
Zuschrift, müssen uns aber das Recht der Kürzung vorbehalten. Aufgrund der sehr großen Zahl von 
Leserbriefen, die bei uns eingehen, sind wir leider nicht in der Lage, jede einzelne Zuschrift zu beantworten.

D em Südafrikaner Christian
Barnard glückte 1967 die erste
Transplantation eines Herzens.

Obwohl der Patient damals die Opera-
tion nur 18 Tage überlebte, gilt sie als
Meilenstein der Medizingeschichte.
Von der Pionierleistung bis zur Stan-
dard-Therapie benötigt der Fortschritt
oft viele Jahre. Konnten Patientenleben
durch das Einsetzen von Spender-
herzen anfangs selten mehr als ein
halbes Jahr verlängert werden, so leben
heute viele Menschen bereits seit Jahr-
zehnten mit einem „zweiten Herzen“
in der Brust. In den ersten Jahren der
Herztransplantationsmedizin kam es
häufig zur Abstoßung des neuen Or-
gans, weil es vom körpereigenen Im-
munsystem als fremd erkannt wurde.
Dank wirksamer Medikamente ist diese
Komplikation mittlerweile selten.

Sorgen bereitet den Herzchirurgen
heute der Mangel an Spenderorganen.
Die Listen mit den Namen jener Pa-
tienten, die dringend auf ein neues
Herz – oder ein anderes lebenswichti-
ges Organ – warten, werden immer
länger. Die Zahl der Menschen mit
Organspender-Ausweis hält da nicht
Schritt. Schon lange gibt es deshalb die
Hoffnung, Patienten mit tierischen

Organen zu versorgen – zum Beispiel
mit den Herzen von Schweinen, die
dem Menschen physiologisch sehr
ähnlich sind. Jedoch stellt sich bei
solchen Xeno-Transplantationen die
Abstoßungsproblematik noch deutlich
verschärft. Erste Versuche in den
1980er-Jahren mit Pavianherzen waren
deshalb zum Scheitern verurteilt. Erst
die moderne Gentechnik scheint jetzt
die Vision vom Menschen mit Schwein-
eherzen Wirklichkeit werden zu lassen.
An der School of Medicine der Univer-
sity of Maryland hat der Chirurg Bart-
ley P. Griffith erstmals ein gentech-
nisch modifiziertes Schweineherz
transplantiert. Dem 57-jährigen Patien-
ten geht es einige Tage nach der OP
den Umständen entsprechend gut.
Damit ist der Beweis erbracht, dass das
fremde Organ nicht unmittelbar abge-
stoßen wurde. Möglich wurde dieser
Erfolg, weil Forscher im Spender-
schwein drei Gene ausgeschaltet hat-
ten, die zur schnellen Abstoßung durch
menschliche Antikörper führen wür-
den. Ein weiteres Gen wurde abge-
schaltet, um ein zu schnelles Wachs-
tum des Herzens zu verhindern. Sechs
menschliche Gene wurden ins Schwei-
negenom eingebaut, um die Immunak-
zeptanz zu erhöhen. 

Unabhängig davon, wie lange der
ohne diesen Eingriff todgeweihte Pa-
tient nun noch leben wird, ist diese
Operation ein historischer Moment –
so wie Barnards erste Transplantation. norbert.lossau@welt.de

Gentechnik rettet Herzen
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NORBERT LOSSAU

Auf dem Weg in die Planwirtschaft

RAINER ZITELMANN

Für die Autohersteller werden in Brüssel
„Flottenziele“ bestimmt, die festlegen, was
sie zu produzieren haben. Mit einer Verord-

nung über „Taxonomie“ entscheidet die EU, welche
Investitionen gut und welche schlecht sind. Mit
einer EU-„Gebäuderichtlinie“ werden Immobilien-
eigentümer extrem umfassende Sanierungsver-
pflichtungen auferlegt. Drei Beispiele dafür, dass
das Verständnis dafür, wie Marktwirtschaft funk-
tioniert, immer mehr schwindet. Daher zunächst
eine Erinnerung: Marktwirtschaft beruht auf Pri-
vateigentum und Wettbewerb – die Unternehmen
entscheiden, was und wie viel produziert wird. Bei
dieser Entscheidung helfen ihnen die Preise, die
sich am Markt bilden. Die zentrale Rolle spielen die
Unternehmer, die neue Produkte entwickeln und
neue Marktchancen entdecken, sowie die Kon-
sumenten, die mit ihren individuellen Käufen letzt-
lich über Erfolg oder Misserfolg des Unternehmers
entscheiden. Im Sozialismus dagegen gibt es keine
wirklichen Preise. Welche Produkte in welcher
Menge produziert werden, entscheiden staatliche
Planbehörden.

Freilich, in dieser reinen Form existiert keines
dieser Systeme irgendwo auf der Welt. Alle Syste-
me sind tatsächlich Mischsysteme. In sozialisti-
schen Systemen gab und gibt es Reste von Markt-
wirtschaft (andernfalls wären sie viel früher zu-
sammengebrochen). In kapitalistischen Ländern
gibt es heute eine Menge sozialistischer und plan-
wirtschaftlicher Bestandteile (die das Funktionie-
ren der Marktwirtschaft oft behindern). Das Pro-
blem liegt darin, wenn sich die Gewichte immer
mehr zugunsten der planwirtschaftlichen Elemente

verschieben. Um es am Beispiel der drei eingangs
erwähnten EU-Regelungen zu verdeutlichen: Die
Taxonomie-Verordnung bestimmt, ob eine Wirt-
schaftstätigkeit als „nachhaltig“ einzustufen ist.
Nicht mehr Unternehmen, sondern Politiker und
Beamte bestimmen, welche Investitionen getätigt
werden sollen. Wozu das führt, hat die Debatte
gezeigt, ob Kernenergie und Gas als „nachhaltig“
qualifiziert werden sollen oder nicht: Politische
Erwägungen entscheiden über die Lenkung der
Investitionen.

Gleiches gilt für die Flottenziele der EU. Nicht
mehr die Automobilhersteller – beziehungsweise
letztlich die Konsumenten – entscheiden, welche
Autos produziert werden, sondern der Staat. Oliver
Luksic, FDP-Verkehrsexperte und Parlamentari-
scher Staatssekretär beim Bundesminister für Digi-
tales und Verkehr, brachte es schon vor zwei Jahren
so auf den Punkt: „Das Zeitalter grüner Planwirt-
schaft hat begonnen, wenn nicht mehr Angebot
und Nachfrage, sondern der Staat bestimmt, wel-
che Autos gebaut werden. Statt auf Technologie-
offenheit wird allein auf die batteriebetriebene
Elektromobilität gesetzt, die für sich aber kein
Fortschritt und keine Innovation sein kann.“ Die

Automobilunternehmen passen sich brav an und
verlangen Subventionen des Staates. Meldungen
wie „Marke Volkswagen übererfüllt EU-CO2-Flot-
tenziele 2020“ erinnern fatal an die DDR.

Drittes Beispiel: Die EU-Kommission will die
Mitgliedsländer verpflichten, „Minimum Energy
Performance Standards“ durchzusetzen. Private
Eigentümer müssen bis 2030 nach strengsten Vor-
gaben ihre Häuser modernisieren, öffentliche Ge-
bäude sollen bis 2027 renoviert werden. Von der
Richtlinie mit Sanierungszwang sind knapp 15 Pro-
zent der rund 220 Millionen Wohnungen in der EU
betroffen. Der Lobbyist eines Dämmstoffherstellers
jubelte: „Alle Gebäude mit zu hohem Energiever-
brauch müssen in den kommenden Jahren reno-
viert werden.“ In der Wohnungswirtschaft wird
darauf verwiesen, dass eine bedingungslose Pflicht
zur Erreichung bestimmter Standards mit Best-
rafung bei Nichterreichung einer Enteignung
gleichkommt, wenn die Umsetzung bei einem Ge-
bäude faktisch unmöglich ist.

Vor 100 Jahren veröffentlichte der Ökonom Lud-
wig von Mises sein epochales Werk „Die Gemein-
wirtschaft“, in dem er nachwies, dass Sozialismus
nicht funktionieren kann, weil es keine echten
Preise gibt, wenn der Staat bestimmt, was pro-
duziert wird. Das Scheitern aller sozialistischen
Systeme hat ihm Recht gegeben. Doch offenbar
haben die Menschen nichts aus der Geschichte
dieses Scheiterns gelernt.

T Der Autor ist Historiker und Soziologe.
Im Februar erscheint sein Buch „Die 10 Irrtümer
der Antikapitalisten“ (FBV).

GASTKOMMENTAR

F rankreich und Großbritannien – wo
stehen sie heute auf dem Schach-
brett der Weltpolitik? Beides Nu-
klearmächte, beide Mitglied im
Sicherheitsrat der UN, beide mit
starken national-patriotischen
Impulsen bewehrt, müssten sie

eigentlich wie natürliche Partner im europäischen
Ensemble auftreten. Nur leider hat die Geschichte
dem Pas de deux zwischen ihnen von Mal zu Mal
neue Störungen aufgetürmt. Der frühere französi-
sche Außenminister Dominique de Villepin traf den
Nagel auf den Kopf, als er vor wenigen Jahren über
das französisch-britische Verhältnis schrieb, es
gleiche „einer einzigartigen Mischung aus Irritation
und Faszination“.

Diese Wahrheit findet in den beiden Protagonis-
ten Emmanuel Macron und Boris Johnson seine
bühnenreife Bestätigung. Heute überwiegt die Irri-
tation. Dabei begann die „Bromance“ zwischen den
beiden Brüdern im Geiste vielversprechend. 2017,
während seines Präsidentenwahlkampfs, besuchte
Macron, ganz der überzeugte Anglophile, unter
anderem London, wo er vor einem Publikum von
auf der Insel lebenden Landsleuten London als
„Frankreichs sechstgrößte Stadt“ pries. Hohes Lob
spendete er dem britischen Unternehmergeist und
seinem Lockruf, dem viele Franzosen auf die Insel
gefolgt waren. Johnson ging enthusiastisch auf sein
Gegenüber zu. Ein britisch-französisches Gipfel-
treffen 2018 dominierte er, damals als Außenminis-
ter, mit dem Effekt heischenden Vorschlag zum
Bau einer Brücke über den Ärmelkanal. Beide Män-
ner trafen sich auf der Linie gegenseitiger Wert-
schätzung. Der Brite anerkannte Macrons politi-
sche Leistung, mit einer eigenen Bewegung die
französische Politik erobert zu haben. Der Franzo-
se seinerseits konzedierte Johnson die Fähigkeit
zum Rapport mit dem „Volk“, sein Charisma als
siegreicher Wahlkämpfer in Serie.

Von dieser anfänglichen Bonhomie ist wenig
übrig geblieben. In Frankreichs satirischem Maga-
zin „Le Canard Enchainé“ konnte man unlängst
nachlesen, wie der Präsident den Premier inzwi-
schen einschätzt: „un clown“ nennt er ihn im engs-
ten Kreis – Großbritannien sei unter Johnsons
Führung zu einem „Zirkus“ herabgewürdigt. Adam
Plowright, Autor einer englischen Macron-Biogra-
fie, sieht in der Distanz zu dem Briten auch eine
unausgesprochene Missbilligung Macrons von
Johnsons vielfach dokumentierten sexuellen Ka-
priolen, Kern eines angeblich „unseriösen“ Cha-
rakters. Dass ein Franzose an den amourösen
Usancen eines Insulaners Anstoß nehmen könnte,
wäre freilich wie die Umkehr vertrauter Klischees,
die eher in Frankreich solche Lizenz verorten.

Eine Reihe von handfesten Kontroversen haben
zu der britisch-französischen Eiszeit geführt. Lord
Ricketts, Ex-Botschafter in Paris, meint, es habe
seit 40 Jahren nicht mehr so schlecht gestanden
um beider Beziehungen. Sylvie Berman, die ihrer-
seits Paris in London vertreten hat, widerspricht:
Sie sieht eine Kluft wie seit Waterloo 1815 nicht
mehr. Aktuell beschert der Dissens um die Flücht-

lingspolitik den größten Streit. Die Fluchtroute
über den Kanal haben weder London noch Paris
unterbinden können, bis heute sind es bereits über
25.000 Migranten, die 2021 den gefährlichen See-
weg zur englischen Küste geschafft haben, doppelt
so viele wie im Vorjahr. Als Ende November 27 von
ihnen ertranken, wiesen sich beide Regierungen
die Schuld für das Desaster zu. Die britische Seite
übertrifft sich in hilflosen Schritten zur Behebung
der Krise, nimmt in antifranzösischer Animosität
ihre Zuflucht. Hat man etwa an der normanni-
schen Küste dem Treiben der Schlepper tatenlos
zugesehen?

Der Haussegen aber hängt längst schief, seit der
EU-Austrittsvertrag beide in der Fischereifrage
entzweite – wer wann und wie viel in den Küsten-
gewässern des anderen fischen darf. Das sind Ma-
cho-Kämpfe um Souveränitätsfragen. Paris hat den
Verdacht, dass die Briten sich nicht an die Details
der Vereinbarungen halten und Johnson höhnisch
anderer Leute Interessen missachtet, wie das in
Macrons Augen anstößige Brexit-Kapitel es hin-
länglich demonstriere. Eingeweihte datieren den
Umschwung in der Stimmung auf die Zeit vor ei-
nem Jahr, als Frankreich drohte, seine Grenzen für
britische Reisende zu schließen, wenn London

nicht seine Anti-Corona-Maßnahmen verschärfen
werde. Der Zorn in der Downing Street wuchs, als
Macron das Vertrauen in den Oxford/AstraZeneca-
Impfstoff mit öffentlichen Kommentaren untermi-
nierte und sogar mit einem Exportbann in die EU
zu spielen schien. Johnson fühlte sich tiefer ge-
troffen als durch den Brexit-Hader, unterstellte
Macron fahrlässigen Umgang mit Menschenleben
und forderte von ihm eine Entschuldigung. Die
niemals kam.

Stattdessen stieg Paris im September 2021 auf
die höchsten Barrikaden der Empörung, als der
australisch-britisch-amerikanische Sicherheitspakt
Aukus bekannt wurde, der die Australier mit einer
atomar angetriebenen U-Boot-Flotte ausstatten
will. Das entwertete, nein, stornierte über Nacht
einen französisch-australischen 50-Milliarden-
Euro-Deal zum Bau französischer U-Boote für den
fünften Kontinent. Pariser Stimmen machten
schnell das „perfide Albion“, England, für diesen
Vertragsbruch verantwortlich. Johnson, nicht faul,
drehte Macrons Protest ins Komische, indem er ihn
mit ein paar wohl platzierten Sätzen in „Franglais“
auf den Arm nahm: „Prenez un grip“, witzelte er,
„get a grip“ auf Englisch, reiß dich zusammen.
Auch „donnez-moi un break“, „give me a break“ –
jetzt halt mal die Luft an, verschone mich! Wort-
gefechte der Verachtung, zweifellos. Das müsste
nicht sein. Realpolitisch sind beide Länder wei-
terhin auf strategischer Tuchfühlung. Frankreichs
Kampf gegen islamistischen Terror in der südlichen
Sahara kann sich unter anderem auf britische Trup-
pen stützen. Beide sind an der Sicherung der Nato-
Flanke im Baltikum beteiligt. Hinter den Kulissen
geht viel Kooperation weiter – im nuklear-militäri-
schen Bereich, bei Drohnen, Raketen, komplexen
Waffensystemen. Doch Macron spielt Brexit-Kritik
und den Abstand zum „unzuverlässigen“ Johnson
wie einen Kammerton, was den Gegensatz zwi-
schen den einst in der Entente Cordiale verbunde-
nen Ländern verschärft.

In der Tat haben lange Epochen machtvollen
Ringens um die Vorherrschaft den französisch-
englischen Dualismus begleitet. Von 1792 bis 1815
verwandelte sich die Rivalität in Todfeindschaft, in
England geisterte die Furcht vor einer französi-
schen Invasion. Im Herbst 1797 hatte Napoleon
verkündet: „Frankreich muss die englische Monar-
chie zerstören oder damit rechnen, selber von
diesen intrigierenden und unternehmungsreichen
Inselleuten zerstört zu werden. Lasst uns alle An-
strengungen auf die Navy konzentrieren und Eng-
land auslöschen. Danach wird uns Europa zu Füßen
liegen.“ Eine Illusion. Die Navy erwies sich als
unüberwindlich, in Trafalgar folgte 1805 die ent-
sprechende Bestätigung. Der größere Rahmen ver-
langte am Ende dann doch ein Sich-Messen mit
Frankreich auf dessen stärkster Ebene, zu Land.
Bei Waterloo gelang es 1815 mit vereinten Kräften
von Briten und Preußen. Und Napoleon war auf St.
Helena in sicherer Verwahrung, die Briten seine
Wächter. Dafür kühlte Präsident de Gaulle später
sein französisches Mütchen, indem er zweimal,
1963 und 1967, den britischen Eintritt in die Eu-
ropäische Wirtschaftsgemeinschaft blockierte.

Gründe sollten Boris Johnson und Emmanuel
Macron genügende finden, die europäische Zeit-
geschichte nicht mit ihrem Zerwürfnis zu belasten
und ihre stillschweigende Kooperation fortzuset-
zen. Aber der eine hat in drei Monaten seine Prä-
sidentschaftswahl, der andere schlingert zu Hause
in Seenot. Das Virus alten Haders hat Marianne
und John Bull befallen, von einer Entente Cordiale
sind sie weit entfernt, und als Folge ist Europa an
seiner westlichen Flanke um ein gerütteltes Maß
instabiler geworden.forum@welt.de

Rivalen im
Westen Europas

Anfangs waren sich
Frankreichs Präsident
und der britische Premier
in gegenseitiger
Bewunderung zugetan.
Heute nennt Macron
seinen Kollegen „un
clown“. Der antwortet
entnervt: „Donnez-moi un
break!“ Über die Wurzeln
des französisch-britischen
Zerwürfnisses
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THOMAS KIELINGER

Appeasement für sich ist weder
gut noch schlecht, es kommt
ganz auf die Umstände an. Ap-

peasement aus Furcht ist zu gleichen
Teilen vergeblich und tödlich. Appease-
ment aus Stärke ist nobel und kann der
vielleicht einzige Pfad zum Weltfrieden
sein.“ Diese Worte sprach einer, der als
Gegner der Beschwichtigungspolitik in
die Geschichte einging: Englands
Kriegspremier Winston Churchill.
Seine Rede sollten sich diejenigen mer-
ken, die allein schon das Gespräch
zwischen Amerika und Russland für
einen Frevel halten. Es war sinnvoll,
dass die stellvertretenden Außenminis-
ter Washingtons und Moskaus in Genf
zusammenkamen. Es ist hilfreich, dass
nun der Nato-Russland-Rat tagt – und
das nicht etwa, um klein beizugeben.
Es geht darum, der jeweils anderen
Seite zu signalisieren: Man ist geneigt,
die eigenen Handlungen wenigstens
einmal durch die Augen seines Gegen-
übers zu betrachten.

Den Gesprächen in dieser Woche
sollten deshalb Verhandlungen folgen –
und zwar solche, die nicht nur auf
Stunden begrenzt sind. Ein Vorbild
könnten die langen und schwierigen
Genfer Verhandlungen Anfang der

80er-Jahre zwischen dem US-Verteidi-
gungspolitiker Paul Nitze und seinem
sowjetischen Kollegen Juli Kwizinski
sein. Wie sein Präsident Ronald Reagan
war Nitze ein Falke und Kommunisten-
fresser. Über die Sowjetunion machte
er sich keine Illusionen. Die heutige
Vize-Außenministerin Wendy Sherman
ist aus ähnlichem Holz geschnitzt. Ihr
könnte es gelingen, die Russen zu Zu-
geständnissen zu bewegen. Sherman
ist zuzutrauen, den Kreml von seiner
Maximalforderung abzubringen. Die
Nato wird niemals auf den Stand von
vor 1999 zurückgebaut werden. West-
liche Härte heißt: sich keinen Milli-
meter aus dem Baltikum und Polen
zurückzuziehen und Moskau mit den
schwersten Folgen bis zum Krieg zu
drohen, sollte es den Status quo in-
frage stellen. Im nächsten Zug könnte
der Westen Moskau signalisieren, sich
mit der Besetzung der Krim (de facto –
nicht de jure!) abzufinden, wenn der
Kreml dafür die Unterstützung der
Separatisten in der Ostukraine lässt.

In einer gemeinsamen Erklärung
könnten die Unabhängigkeit und Sou-
veränität der Ukraine bestätigt werden,
wenn sie sich – wie Österreich 1955 –
zu einem militärisch und außenpoli-
tisch neutralen Kurs verpflichtet. Die
Regelungen entspräche amerikanisch-
europäischen wie auch russischen Inte-
ressen. Die eigentliche Herausforde-
rung für beide Mächte liegt nämlich
viel weiter östlich: Sie heißt China.jacques.schuster@welt.de

Wie einst in Genf
KOMMENTAR

JACQUES SCHUSTER

© WELTN24 GmbH. Alle Rechte vorbehalten (einschl. Text und Data Mining gem. § 44 b UrhG) - Jede Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exclusiv über https://www.axelspringer-syndication.de/angebot/lizenzierung




